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20. 10. 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Blüm, Bremm, Ey, Dr. Fuchs, 
Dr. Hornhues, Hussing, Dr. Klein (Stolberg), Lenzer, Peffermann, Pieroth, Dr. Probst, 
Dr. Schäuble, Schedl, Schmidt (Wuppertal), Dr. Stavenhagen, Dr. Wagner (Trier) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Versprechungen des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, Dr. Glotz, am 18. September 1975 auf der 
Bundesversammlung des Vereins Deutscher Postingenieure 


Auf der Bundesversammlung des Vereins Deutscher Postin- 
genieure am 18. September 1975 hielt der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft eine Rede zum Thema „Neuordnung des öffentlichen 
Dienstrechts als flankierende Maßnahme zur Bildungsreform". 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion weist seit Jahren auf die 
wechselseitige Abhängigkeit von Bildungssystem und Beschäf- 
tigungssystem hin und hat mehrfach auch in parlamentarischen 
Anträgen auf die überfällige Anpassung der Berufs- und Lauf- 
bahnstrukturen, vor allem im öffentlichen Dienst, hingewiesen 
(vgl. u. a. BT-Drucksachen 7/330, 7/1362, 7/937, 7/938, 7/3284). 

Nachdem nunmehr ein Parlamentarischer Staatssekretär für die 
Bundesregierung auf einem öffentlichen Kongreß diesbezügliche 
Forderungen vertreten hat, fragen wir die Bundesregierung: 

1. Hat der Parlamentarische Staatssekretär im BMBW die An- 
sicht der Bundesregierung wiedergegeben, als er in seiner 
öffentlichen Rede das „Reformziel" und die „bildungspoliti- 
schen Hauptforderungen" nannte, 

— „den Zugang auch zu höheren Funktionen nicht schon 
deshalb grundsätzlich zu versperren, weil ein Bewerber 
nicht den Abschluß eines wissenschaftlichen Lang- 
studiums nachweisen kann. Vielmehr sollten alle Absol- 
venten der nach Inhalt und Dauer unterschiedlichen 
Studiengänge verstärkt miteinander konkurrieren" ; 

— „die gesetzlichen Regelungen für den Zugang zum öffent- 
lichen Dienst müssen die Zugangsmöglichkeiten funk- 
tionsbezogener und flexibler ausgestalten, als dies bei 
einer starren Kopplung von Bildungsabschlüssen und 
Laufbahngruppen derzeit möglich ist"; 

— „damit könnte man erreichen, daß nicht allein wissen- 
schaftliche Ausbildung automatisch zu den höheren Funk- 
tionen führt. Bewerbern mit anderer Ausbildung sollte 
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- unter weitgehender Berücksichtigung der beruflichen 
Erfahrung - der Zugang zu höheren Funktionen eröffnet 
werden " ; 

— „der Berufsweg im öffentlichen Dienst sollte nicht auf- 
grund der Erstausbildung formal begrenzt sein. Die Ab- 
schottung der Laufbahngruppen muß wenigstens ge- 
lockert, wenn nicht aufgehoben werden"? 

2. Was hat die Bundesregierung in den letzten Jahren konkret 
unternommen, um diese ihre „Reformziele und Hauptforde- 
rungen" zu verwirklichen, und warum ist sie den wieder- 
holten Vorschlägen der Opposition zu kostenneutralen 
Schritten in dieser Richtung nicht gefolgt? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung nunmehr die Verwirk- 
lichung ihrer genannten „Reformziele und Hauptforderun- 
gen"? Wann und in welcher Weise? 


Bonn, den 20. Oktober 1975 
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